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Rechtsvorschriften zum Subventionsgesetz 
 
 
 

1.  Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBI I 
S.3322), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.08.2006 (BGBl. I S. 1970) 
 

§ 264 
 

Subventionsbetrug 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe, bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 
1. einer für die Bewilligung einer Subventi-

on zuständigen Behörde oder einer ande-
ren in das Subventionsverfahren einge-
schalteten Stelle oder Person (Subventi-
onsgeber) über subventionserhebliche 
Tatsachen für sich oder einen anderen 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, die für ihn oder den anderen vor-
teilhaft sind, 

2. einen Gegenstand oder eine Geldleis-
tung, deren Verwendung durch Rechts-
vorschriften oder durch den Subventi-
onsgeber im Hinblick auf eine Subvention 
beschränkt ist, entgegen der Verwen-
dungsbeschränkung verwendet, 

3. den Subventionsgeber entgegen den 
Rechtsvorschriften über die Subventions-
vergabe über subventionserhebliche Tat-
sachen in Unkenntnis lässt oder 

4. in einem Subventionsverfahren eine 
durch unrichtige oder unvollständige An-
gaben erlangte Bescheinigung über eine 
Subventionsberechtigung oder über sub-
ventionserhebliche Tatsachen gebraucht. 

 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren. 2Ein besonders schwerer Fall liegt in 
der Regel vor, wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz oder unter Ver-

wendung nachgemachter oder verfälsch-
ter Belege für sich oder einen anderen 
eine nicht gerechtfertigte Subvention gro-
ßen Ausmaßes erlangt, 

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als 
Amtsträger missbraucht oder 

3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, 
der seine Befugnisse oder seine Stellung 
missbraucht. 

 

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr.1 bis 3 
leichtfertig handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(5) 1Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht be-

straft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund 
der Tat die Subvention gewährt wird. 2Wird die 
Subvention ohne Zutun des Täters nicht ge-
währt, so wird er straflos, wenn er sich freiwil-
lig und ernsthaft bemüht, das Gewähren der 
Subvention zu verhindern. 

 

 
 
 
 
 
 
 

(6) 1Neben einer Freiheilsstrafe von mindestens 
einem Jahr wegen einer Straftat nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, 
öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähig-
keit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlan-
gen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). 2Gegen-
stände, auf die sich die Tat bezieht, können 
eingezogen werden; § 74 a ist anzuwenden. 

(7) 1Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 
1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln 

nach Bundes- oder Landesrecht an Be-
triebe oder Unternehmen, die wenigstens 
zum Teil 

 
a) ohne marktmäßige Gegenleistung 

 gewährt wird und  
b) der Förderung der Wirtschaft dienen 

 soll; 
 

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln 
nach dem Recht der Europäischen Ge-
meinschaften, die wenigstens zum Teil 
ohne marktmäßige Gegenleistung ge-
währt wird. 

 
2Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 
Nr. 1 ist auch das öffentliche Unternehmen. 

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 
1 sind Tatsachen, 
1. die durch Gesetz oder auf Grund eines 

Gesetzes von dem Subventionsgeber als 
subventionserheblich bezeichnet sind 
oder 

 
2. von denen die Bewilligung, Gewährung, 

Rückforderung, Weitergewährung oder 
das Belassen einer Subvention oder ei-
nes Subventionsvorteils gesetzlich ab-
hängig ist. 

 
 
 

2. Gesetz gegen missbräuchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen 
(Subventionsgesetz- SubvG) vom 
29.07.1976 (BGBI I S. 2034, 2037) 

 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt, soweit Absatz 2 nichts an-

deres bestimmt, für Leistungen, die Subventi-
onen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbu-
ches sind. 

(2) Für Leistungen nach Landesrecht, die Sub-
ventionen im Sinne des § 264 des Strafge-
setzbuches sind, gelten die §§ 2 bis 6, soweit 
das Landesrecht dies bestimmt. 



§ 2 
Bezeichnung der subventionserheblichen 

Tatsachen 
 

(1) Die für die Bewilligung einer Subvention zu-
ständige Behörde oder andere in das Subven-
tionsverfahren eingeschaltete Stelle oder Per-
son (Subventionsgeber) hat vor der Bewilli-
gung oder Gewährung einer Subvention dem-
jenigen, der für sich oder einen anderen eine 
Subvention beantragt oder eine Subvention 
oder einen Subventionsvorteil in Anspruch 
nimmt (Subventionsnehmer}, die Tatsachen 
als subventionserheblich im Sinne des § 264 
des Strafgesetzbuches zu bezeichnen, die 
nach 
1. dem Subventionszweck, 

2. den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvor-
schriften und Richtlinien über die Subven-
tionsvergaben sowie 

3. den sonstigen Vergabevoraussetzungen 

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforde-
rung, Weitergewährung oder das Belassen ei-
ner Subvention oder eines Subventionsvorteils  
erheblich sind. 

 
(2) Ergeben sich aus den im Subventionsverfah-

ren gemachten Angaben oder aus sonstigen 
Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in 
Anspruch genommene Subvention oder der in 
Anspruch genommene Subventionsvorteil mit 
dem Subventionszweck oder den Vergabe-
voraussetzungen nach Absatz 1 Nr.2, 3 im 
Einklang steht, so hat der Subventionsgeber 
dem Subventionsnehmer die Tatsachen, de-
ren Aufklärung zur Beseitigung der Zweifel 
notwendig erscheint, nachträglich als subven-
tionserheblich im Sinne des § 264 des Straf-
gesetzbuches zu bezeichnen. 

 
§ 3  

Offenbarungspflicht bei der Inanspruchnahme 
von Subventionen 

 
(1) Der Subventionsnehmer ist verpflichtet, dem 

Subventionsgeber unverzüglich alle Tatsa-
chen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewäh-
rung, Weitergewährung, Inanspruchnahme 
oder dem Belassen der Subvention oder des 
Subventionsvorteils entgegenstehen oder für 
die Rückforderung der Subvention oder des 
Subventionsvorteils erheblich sind. Besonders 
bestehende Pflichten zur Offenbarung bleiben 
unberührt. 

 
(2) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleis-

tung, deren Verwendung durch Gesetz oder 
durch den Subventionsgeber im Hinblick auf 
eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 
Verwendungsbeschränkung verwenden will, 
hat dies rechtzeitig vorher dem Subventions-
geber anzuzeigen. 

' 
§ 4 

Scheingeschäfte, Missbrauch von Gestaltungs-
möglichkeiten 

 
(1) Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind 

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforde-
rung und Weitergewährung oder das Belassen 
einer Subvention oder eines Subventionsvor-
teils unerheblich. Wird durch ein Scheinge-
schäft oder eine Scheinhandlung ein anderer 
Sachverhalt verdeckt, so ist der verdeckte 

Sachverhalt für die Bewilligung, Gewährung, 
Rückforderung, Weitergewährung oder das 
Belassen der Subvention oder des Subventi-
onsvorteils maßgebend. 

 
(2) Die Bewilligung oder Gewährung einer Sub-

vention oder eines Subventionsvorteils ist 
ausgeschlossen, wenn im Zusammenhang mit 
einer beantragten Subvention ein Rechtsge-
schäft oder eine Handlung unter Missbrauch 
von Gestaltungsmöglichkeiten vorgenommen 
wird. Ein Missbrauch liegt vor, wenn jemand 
eine den gegebenen Tatsachen und Verhält-
nissen unangemessene Gestaltungsmöglich-
keit benutzt, um eine Subvention oder einen 
Subventionsvorteil für sich oder einen anderen 
in Anspruch zu nehmen oder zu nutzen, ob-
wohl dies dem Subventionszweck wider-
spricht. Dies ist namentlich dann anzuneh-
men, wenn die förmlichen Voraussetzungen 
einer Subvention oder eines Subventionsvor-
teils in einer dem Subventionszweck wider-
sprechenden Weise künstlich geschaffen wer-
den. 

 
§ 5 

Herausgabe von Subventionsvorteilen 
 

(1) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleis-
tung, deren Verwendung durch Gesetz oder 
durch den Subventionsgeber im Hinblick auf 
eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 
Verwendungsbeschränkung verwendet und 
dadurch einen Vorteil erlangt, hat diesen dem 
Subventionsgeber herauszugeben. 

 
(2) Für den Umfang der Herausgabe gelten die 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall 
der Bereicherung kann sich der Herausgabe-
pflichtige nicht berufen, soweit er die Verwen-
dungsbeschränkung kannte oder infolge gro-
ber Fahrlässigkeit nicht kannte. 

 
(3) Besonders bestehende Verpflichtungen zur 

Herausgabe bleiben unberührt. 
 

§ 6 
Anzeige bei Verdacht eines Subventionsbetrugs 

 
Gerichte und Behörden von Bund, Ländern und 
kommunalen Trägern der öffentlichen Verwaltung 
haben Tatsachen, die sie dienstlich erfahren und die 
den Verdacht eines Subventionsbetrugs begründen, 
den Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen. 

 
3.  Gesetz über die Vergabe von Subventi-

onen nach Landesrecht  
 (Bayerisches Subventionsgesetz- Bay-

SubvG-, BayRS 453-1-W) 
 

Art. 1 
Für Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen 
im Sinn des § 264 des Strafgesetzbuchs1) sind, gel-
ten die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen missbräuch-
liche Inanspruchnahme von Subventionen2) vom 29. 
Juli 1976 (BGBII S. 2037). 

 
Art. 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft 3).

 
1) BGBl FN 450-2.       2) BGBI FN 453-18.1-2.     3) Betrifft 
die ursprüngliche Fassung vom 23. Dezember 1976 (GVBI S. 
586) 
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